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Von großer Bedeutung für die friedliche und demo-
kratische Entwicklung in Europa ist die EMRK. Da-

mit rücken auch die Fragen ihrer Anwendung in den Vor-
dergrund. Deren Aktualität unterstreicht auch die große
Anzahl von Verfahren, die beim Gerichtshof in Strasbourg
anhängig sind. Die EMRK gestaltet sich immer mehr zu
einem Element der Rechtsordnung in Europa. Inzwischen
wurden bereits die ersten effektiven Schritte in Richtung
auf die gesamteuropäische Wirksamkeit der EMRK un-
ternommen. Nach Inkrafttreten des Elften Protokolls und
nach Abschluss der institutionellen Reform des Kontroll-
mechanismus der Konvention gilt es nun, bei ihrer An-
wendung den neuen Herausforderungen zu begegnen.

Die effektive Implementierung der EMRK und der wah-
re Fortschritt beim Schutz der Menschenrechte in Euro-
pa hängen nicht nur von der Vollkommenheit der nationa-
len und internationalen Rechtsmechanismen ab. Eine
Reihe weiterer Faktoren üben einen negativen, hemmen-
den Einfluss auf den Fortschritt im humanitären Bereich
aus, selbst wenn die Regierungen die besten Absichten
haben. So zum Beispiel sind die Ursachen für die Verstö-
ße gegen die Menschenrechte in vielen Fällen nicht rein
juristischer Natur, sondern sie haben sozialen, politi-
schen, ökonomischen, kulturellen oder sonstigen Cha-
rakter. Armut, Korruption, Krankheiten, Mangel an Res-
sourcen für das Bildungswesen, niedriges Niveau der
politischen und wirtschaftlichen Entwicklung – damit sind
nur einige der Faktoren genannt, die zu einer Verschlech-
terung der Situation mit der Achtung der Menschenrech-
te führen.

Die Schlussfolgerung, die man von diesem Standpunkt
aus formulieren kann, lautet, dass das Bild, welches die
objektiven Ausgangsbedingungen für die Einhaltung der
Menschenrechte in Europa charakterisiert, ziemlich bunt
ist. So zum Beispiel unterscheidet sich das Entwicklungs-
niveau der einzelnen osteuropäischen Länder erheblich
von dem der alten Demokratien in Westeuropa. Die ost-
europäischen Länder haben mit ernsthaften politischen,
ökonomischen und sozialen Problemen zu kämpfen, die
überdies langfristigen Charakter haben. Ihre jungen de-
mokratischen Institutionen sind immer noch recht fragil
und befinden sich im Prozess des Heranreifens, des Sam-
melns von Erfahrungen und der Herausbildung von Tradi-
tionen. Die Ausmaße der Probleme und der Herausfor-
derungen von den osteuropäischen Ländern sind wesent-
lich größer als diejenigen, mit denen die westeuropäi-
schen Staaten zum Zeitpunkt ihres Beitritts zur EMRK
konfrontiert waren.

Der Schutz der Menschenrechte durch die nationale Ge-
setzgebung ist in vielen osteuropäischen Ländern noch

immer nicht so effektiv wie in den meisten Staaten West-
europas. Das Gerichtssystem der erstgenannten Länder
wird Probleme damit haben, den strengen Kriterien der
EMRK und der Rechtsprechungspraxis des Gerichtshofs
adäquat zu entsprechen. Dies wird zu einer Erhöhung der
Zahl der Beschwerden führen, die beim Strasbourger
Gericht eingereicht werden. Es ist auch nicht auszuschlie-
ßen, dass die Behörden einiger osteuropäischer Staaten
mangelnde Bereitschaft zeigen, die Beschlüsse des Ge-
richtshofs zu berücksichtigen. Dies würde ein Abrücken
von der bisherigen Praxis einer hundertprozentigen Aus-
führung der Gerichtsbeschlüsse bedeuten, was Risiken
für eine Untergrabung der Autorität und des Vertrauens
zum System in sich birgt.

Der neue politische Kontext für die Arbeit des Gerichts-
hofs, der durch den Beitritt der osteuropäischen Staaten
zur EMRK entstanden ist, wird unweigerlich zu einer Wei-
terentwicklung der Rechtsprechung des Gerichtshofs und
zu einem Anstieg der Anzahl der an ihn gerichteten Be-
schwerden führen. Der Gerichtshof wird mit völlig neu-
en Problemen konfrontiert werden, wie z.B. Menschen-
rechtsverletzungen im Zusammenhang mit Minderheiten-
konflikten, bewaffneten Auseinandersetzungen, Restitu-
tion von Eigentum usw.

In dieser Situation wird der Gerichtshof auf der einen
Seite seine bisherige Rechtsprechungspraxis bewahren
müssen, um die hohen Standards in Bezug auf den Schutz
der Menschenrechte aufrechtzuerhalten. Auf der ande-
ren Seite wird er – angesichts der Tatsache, dass viele
Staaten objektive Schwierigkeiten haben werden, seine
hohen Kriterien zu erfüllen – nach Möglichkeiten zur
Lösung der neuen Probleme suchen müssen. Die Aus-
übung der Ermessensbefugnis, wie dies die EMRK und
die Praxis des Gerichtshofs vorsehen, könnte gestatten,
einige spezifische und extreme Bedingungen des Über-
gangs in Osteuropa zu berücksichtigen. Doch diese recht-
liche Möglichkeit darf nicht zu einer Abschwächung der
grundlegenden Garantien führen, die den Menschen in
allen Teilen Europas in gleichem Maße gewährt werden
sollten. Auf jeden Fall sollte alles Erdenkliche getan
werden, um der Entstehung von internationalen Spannun-
gen und Konflikten vorzubeugen, wenn das vom Gerichts-
hof verurteilte Land objektiv nicht in der Lage ist, den
hohen Kriterien Strasbourgs in Bezug auf die Anwendung
der EMRK zu entsprechen.

Ein hoher Grad der Harmonisierung bei der Implemen-
tierung der Konvention ist leichter zu erreichen im ma-
teriellen Bereich sowie hinsichtlich struktureller Pro-
bleme. Dies betrifft solche Bereiche wie den Aufbau
demokratischer Institutionen, die Änderung der Gesetz-
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gebung und die Ausbildung von Spezialisten. Entsprechen-
de Hilfe könnten dabei einzelne Staaten, der Europarat
und andere europäische Institutionen erweisen. Schwie-
riger wird es jedoch sein, das Bewusstsein und das Ver-
halten der Menschen zu verändern, demokratische Tradi-
tionen zu formieren sowie die Rechtskultur im Bereich
der Menschenrechte zu verbessern. Dauerhafte positive
Ergebnisse können in dieser Richtung nur durch das Auf-
legen langfristiger Programme und durch enorme An-
strengungen erreicht werden.

Angesichts der neuen Realitäten, die sich aus der Erwei-
terung des Zuständigkeitsbereichs des Gerichtshofs nach
Osten ergeben, sieht sich diese Institution mit der enor-
men Herausforderung konfrontiert, die Anomalien im
Menschenrechtsschutzsystem in Europa aufzuzeigen.

Die Beschlüsse des Gerichtshofs werden für die Aufdek-
kung von Verstößen gegen die Konvention und für das
Monitoring der Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer An-
wendung von wichtiger Bedeutung sein. Diese Beschlüs-
se werden nicht nur dazu dienen, Verstöße gegen die Men-
schenrechte zu registrieren, sondern sie werden auch dazu
beitragen, die Ursachen und Faktoren für die Menschen-
rechtsverletzungen zu ermitteln und die bestehenden
Mängel bei der Anwendung der EMRK zu definieren. Von
wesentlicher Bedeutung sind in dieser Hinsicht die hohe
Autorität des Gerichtshofs gegenüber den Regierungen
und die Glaubwürdigkeit der von ihm bereitgestellten In-
formationen.

Die Rechtsprechungspraxis des Gerichtshofs, die die
Schwächen der nationalen Systeme zur Anwendung der
EMRK offenlegen wird, bildet eine solide Basis für die
vom Europarat unternommenen Maßnahmen zur Über-
windung der Mängel.

Vervollkommnung des Rechtsschutzes

Eine der vorrangigen Aufgaben des ständigen Gerichts in
Strasbourg besteht darin, die Standards für die Anwen-
dung der Konvention unter den neuen Bedingungen zu uni-
fizieren. Dies muss in einer solchen Weise erfolgen, die
ausschließt, dass die bisherigen hohen Kriterien hinsicht-
lich der Einhaltung der Menschenrechte in den osteuro-
päischen Ländern eine Herabsetzung erfahren. Wenn es
zur Anwendung doppelter Standards kommt, so würde dies
unweigerlich zu einem Zerfall des auf der Basis der
EMRK entstandenen gesamteuropäischen Rechtsraumes,
zu einem Europa der „zwei Geschwindigkeiten“ und zur
Konservierung der Teilung des Kontinents führen. Die
Rechtsprechung des Gerichtshofes muss klar, konsequent
und anwendbar bleiben und verständlich sein für alle
Menschen in Europa.

Die Aufgaben, die vor dem Gerichtshof stehen, sind in
der Tat sehr umfassend und werden gigantische Anstren-
gungen erfordern. Seine Rechtszuständigkeit erfasst ei-
nen Raum, wo ca. 800 Millionen Menschen leben. Sie
alle können direkt Beschwerden an den Gerichtshof rich-

ten. Die nationalen Gerichte werden im Wesentlichen auch
in Zukunft die Rolle eines Filters für derartige Beschwer-
den spielen. Trotzdem ist mit einem gewaltigen Anstieg
der Zahl der Beschwerden, vermutlich auf 15.000 bis
20.000 pro Jahr, zu rechnen. Freilich wird einige Zeit
vergehen, bis die Juristen in den osteuropäischen Län-
dern die Vorteile erkennen, die die Anrufung des Gerichts-
hofes in Strasbourg bietet, und auf breiter Basis davon
Gebrauch machen. Die Erfahrungen der westeuropäischen
Staaten zeigen, dass diese Periode etwa zehn Jahre dau-
ert. Aus diesem Grunde wäre es angebracht, sich schon
jetzt Gedanken darüber zu machen, wie der Gerichtshof
in langfristiger Perspektive ein solch großes Arbeitsvo-
lumen bewältigen kann.

Eine der bestehenden Möglichkeiten in dieser Hinsicht
wäre die Erweiterung des Sekretariats des Gerichtsho-
fes. Man könnte zum Beispiel neue Juristen als Mitar-
beiter einstellen, die dann hauptsächlich für die Bearbei-
tung von Beschwerden zuständig wären. Die Erweiterung
des Sekretariats wird letztendlich von den verfügbaren
Finanz- und Organisationsressourcen des Gerichtshofes
abhängen.

Eine weitere Möglichkeit wäre die Verkleinerung der
Kammern bei gleichzeitiger Erhöhung ihrer Anzahl. Eine
solche Reorganisation birgt jedoch potentiell das Risiko
einer Verletzung der Konsistenz der Rechtsprechung des
Gerichtshofes.

Bei einer eventuellen künftigen Reformierung der EMRK
könnte man sich darauf orientieren, die Verfahrensvor-
schriften des Gerichtshofes zu verbessern und einige
Mängel auf diesem Gebiet zu beseitigen, die aus dem
Kompromiss resultieren, der bei der Erarbeitung des Elf-
ten Protokolls erzielt worden ist.

Beträchtliche Reserven hinsichtlich des Potentials eines
solchen Gerichtshofes könnten mit der Einrichtung sub-
regionaler Gerichtshöfe als integrale Bestandteile des
Gerichtssystems der EMRK erschlossen werden. Diese
Gerichtshöfe würden den Menschen und den nationalen
Justizsystemen näher stehen und somit die Funktionen,
die jetzt von den Kammern des Strasbourger Gerichts
ausgeübt werden, effektiver erfüllen können. Der regio-
nale Zuständigkeitsbereich, der Status und die Verfahrens-
vorschriften dieser Gerichtshöfe sollten wissenschaft-
lich erarbeitet und international erörtert werden. Wenn
keine Einigung über die Einrichtung von subregionalen
Gerichtshöfen erzielt wird, so könnte die Bildung von
subregionalen Kommissionen als untrennbare Bestand-
teile des Strasbourger Gerichts erwogen werden.

Als geeignetes Kriterium für die Bestimmung der Re-
gionen bietet sich das geographische Prinzip an – zum
Beispiel südliche, nördliche und westliche Region. Die-
ses Kriterium könnte durch historische Erwägungen er-
gänzt werden. Die einzelnen Regionen sollten sowohl
ältere westliche Demokratien als auch ehemalige sozia-
listische Länder einschließen.
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Die Einrichtung von subregionalen Gerichtshöfen bietet
die Möglichkeit zur Etablierung des Strasbourger Ge-
richtshofes als eine zentrale Instanz. Er würde dann sel-
tener und nur in prinzipiellen Fällen eingreifen, Neu-
verhandlungen durchführen können und die einheitliche
Anwendung der internationalen und europäischen Rechts-
normen auf dem Gebiet der Menschenrechte überwachen.
Auf diese Weise könnte der Gerichtshof in Strasbourg
tatsächlich zu einem Obersten Gericht für Menschen-
rechte in Europa werden.

Um eine umfassende Anwendung der EMRK zu errei-
chen, müssen die entsprechenden Protokolle, die solche
wichtigen Rechte wie das Recht auf Eigentum und auf
Bildung, das Verbot der Todesstrafe usw. regeln, von al-
len Signatarstaaten der Konvention ratifiziert werden.

Der auf der Basis der EMRK formierte gesamteuropäi-
sche Rechtsraum wird in Zukunft weiter vervollkomm-
net werden müssen. Neu kodifizierte Rechte sollten in-
ternationalen Schutz genießen. Besondere Bedeutung
werden die Rechte im ökonomischen und sozialen Be-
reich erlangen, die in wesentlichem Maße eine Voraus-
setzung für die Ausübung der politischen Rechte darstel-
len. Weitere Bereiche, auf die  sich der gesamteuropäi-
sche Menschenrechtsschutz erstrecken bzw. in denen er
intensiviert werden sollte, sind die Minderheiten, der
Schutz der Rechte der Inhaftierten und das Verbot der
Diskriminierung. Parallel zur Einbeziehung neuer Rech-
te in das System für internationalen Schutz könnte auch
eine Erweiterung der Rechtszuständigkeit des Gerichts-
hofes auf diese neuen Bereiche vorgenommen werden.
Auf diese Weise würde der gesamteuropäische Rechts-
raum im humanitären Bereich zu einer Vertiefung und
Intensivierung der Prozesse der Annäherung und Integra-
tion zwischen den europäischen Staaten beitragen.
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